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			Energie- und Klimapolitik: Europa ist nicht allein

			Von Karsten Neuhoff, William Acworth, Antoine Dechezleprêtre, Oliver Sartor, Misato Sato und Anne Schopp

			Die europäische Union gehört bisher zu den Vorreitern beim Klimaschutz. Ein internationaler Vergleich zeigt, dass es mittlerweile eine Reihe von weiteren Ländern gibt, die ebenfalls eine aktive Energie- und Klimapolitik verfolgen. Sie investieren zunehmend in erneuerbare Energien, erschließen Energieeffizienzpotentiale in Industrie, Gebäuden und Verkehr und unterstützen die Reduzierung von Treibhausgasemissionen durch Kohlenstoffpreise. Wenn Europa weiterhin Teil dieser Vorreitergruppe bleibt, kann es nicht nur seine Glaubwürdigkeit im globalen Klimaschutz bewahren, sondern auch seine Energieversorgungsicherheit erhöhen und Investitionen und Innovationen in Wachstumsbranchen steigern und neue Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen. Eine ambitionierte Energie- und Klimapolitik geht nicht zulasten der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft. In weiten Teilen der Industrie sind die Energiekostenanteile gering: Für 92 Prozent der Wertschöpfung im Industriebereich betragen sie im Durchschnitt 1,6 Prozent des Umsatzes. Nur in sehr wenigen Branchen können Energiekosten für Standortentscheidungen relevant sein. Hier gibt es spezifische Ausnahmenregelungen, damit Klimaprogramme nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen. Im globalen Wettbewerbsindikator des World Economic Forums wird stattdessen dem innovativen Umfeld ein großes Gewicht beigemessen. Deutschland und einige andere europäische Länder sind unter den Vorreitern bei Patenten für grüne Technologien. Die weitere Umsetzung der Energiewende und die Gestaltung der Ziele für 2030 sind entscheidend dafür, ob Europa bei den Vorreitern bleibt.

			Derzeit wird in Europa diskutiert, unter welchen Rahmenbedingungen die Energie- und Klimapolitik künftig fortgesetzt werden soll. Die EU-Kommission hat im Januar 2014 für das Jahr 2030 ein Treibhausgasemissionsreduktionsziel von 40 Prozent gegenüber 1990 und ein Ziel von 27 Prozent für den europaweiten Anteil erneuerbarer Energien vorgeschlagen. In der Diskussion über derartige Ziele wird oftmals kritisch hinterfragt, ob Europa auf Dauer eine Vorreiterrolle einnehmen soll. Dabei wird allerdings übersehen: Es gibt weltweit eine Reihe von Ländern, die unterschiedliche politische Maßnahmen zum Ausbau erneuerbarer Energien, zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Verminderung von Treibhausgasemissionen umsetzen. Damit erreichen diese Länder deutliche Fortschritte bei der Transformation ihrer Energie- und Wirtschaftssysteme.

			Ein internationaler Vergleich der politischen Maßnahmen und der bisher erreichten Erfolge zeigt ein differenziertes Bild.1 Europa ist nicht in allen Bereichen führend, andere Länder und Regionen haben teilweise rasch aufgeholt. Welche Vorteile ergeben sich für Europa, wenn es auch künftig ein Teil der Vorreitergruppe bleibt, und inwiefern könnte die europäische Wettbewerbsfähigkeit dadurch beeinflusst werden?

			Europa steht mit seiner Energie- und Klimapolitik nicht alleine

			Beim Klimaschutz hat die Europäische Union in den letzten Jahren im internationalen Vergleich eine Vorreiterrolle eingenommen. Europa hat sich für das Jahr 2020 konkrete energie- und klimapolitische Ziele gesetzt. So sollen bis 2020 die Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 um mindestens 20 Prozent gesenkt, die Energieeffizienz gegenüber einer Referenzentwicklung um 20 Prozent verbessert und der Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-Endenergieverbrauch auf durchschnittlich 20 Prozent erhöht werden. Bis 2050 sollen die Treibhausgasemissionen um 80 bis 95 Prozent sinken.2

			Zur Umsetzung dieser Ziele wurden auf europäischer Ebene Richtlinien zur Förderung erneuerbarer Energien sowie zur Steigerung der Energieeffizienz erlassen.3 Diese werden in den einzelnen Mitgliedsstaaten auf unterschiedliche Weise umgesetzt. Außerdem wurde ein europäisches Emissionshandelssystem eingeführt (Cap and Trade), wodurch CO2 einen Preis erhält. Wir vergleichen anhand ausgewählter Beispiele, welche Entwicklungen es in diesen Politikbereichen in anderen Ländern gibt. 

			Erneuerbare Energien weltweit gefördert

			Die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien erfordert insbesondere im Strombereich funktionierende Planungs- und Genehmigungsprozesse, eine gesicherte Netzanbindung und Vergütungsmechanismen für den erzeugten Strom. Vor diesem Hintergrund haben sich mittlerweile 138 Länder Ziele im Bereich erneuerbarer Energie gesetzt. Ein verbreitetes Instrument zum effektiven Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung sind Einspeisetarife. Das Instrument wird mittlerweile in unterschiedlichen Ausprägungen in 66 Ländern weltweit eingesetzt (Abbildung 1).

			
				Abbildung 1

				Einspeisevergütungen für Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien

				Anzahl der Länder1

				[image: 62553.jpg]

				1  In den schraffierten Ländern wurden Einspeisevergütungen auf regionaler Ebene umgesetzt.

				Quellen: REN 21 (2013), a.a.O.; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Einspeisevergütungen wurden mittlerweile in 66 Ländern eingeführt.

			

			

			Unterschiedliche Schwerpunkte bei der Förderung der Energieeffizienz

			Die Erschließung von Energieeffizienzpotentialen in Gebäuden, im Verkehrsbereich, der Industrie und anderen Wirtschaftsbereichen wird von vielen Regierungen weltweit als Ziel genannt. Eine Reihe von Politikprogrammen sind erforderlich, um die jeweiligen Akteure zu informieren und wenn nötig zu veranlassen, Energiekosten bei Entscheidungen bezüglich Investitionen, Kaufverhalten und Endverbrauch zu berücksichtigen. Entsprechende politische Maßnahmen wurden bisher meist umgesetzt, ohne dass ein klar spezifiziertes Energieeffizienzziel als Messlatte für den Erfolg solcher Programme hätte dienen können. Dies hat dazu beigetragen, dass die Energieeffizienz sich in vielen Ländern nur geringfügig verbessert hat.

			Die Internationale Energieagentur (International Energy Agency, IEA) hat ein Indikatorsystem entwickelt, mit dem die Umsetzung politischer Programme zur Steigerung der Energieeffizienz verglichen werden kann.4 Dabei wird ermittelt, inwiefern die Mitgliedsstaaten der IEA eine Reihe von Maßnahmen umgesetzt haben, die sich international bewährt haben. Deutschland und einige andere europäische Länder schneiden bei der Umsetzung von Energieeffizienzmaßnahmen im Gebäudebereich vergleichsweise gut ab (Abbildung 2). Im Industriesektor haben dagegen Japan und Südkorea die umfassendsten Energieeffizienzprogramme implementiert.

			
				Abbildung 2

				Umsetzung politischer Best-Practice-Maßnahmen zur Förderung der Energieeffizienz im Jahr 2011

				In Prozent1
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				1  Anteil umgesetzter IEA-Empfehlungen basierend auf gewichteter Auswertung: vollständige Umsetzung = 2, teilweise Umsetzung = 1, Umsetzung im Gange = 0,5, geplante/keine Umsetzung und nicht zutreffend = 0.

				Quellen: International Energy Agency (2012), a.a.O.; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Japan verfolgt eine besonders umfassende Energieeffizienzpolitik für den Industriesektor.

			

			

			Im Verkehrsbereich spiegelt sich die Effizienz der Fahrzeuge im Kraftstoffverbrauch wider. Abbildung 3 zeigt für ausgewählte Länder die Anforderung an den durchschnittlichen – in Benzin umgerechneten – Kraftstoffverbrauch der Pkw-Neuzulassungen im Jahr 2011 und die Zielvorgaben für 2020. Japan hat historisch die strengsten Kraftstoffeffizienz-Standards und wies mit 5,1 Liter pro 100 km im Jahr 2011 einen sehr niedrigen durchschnittlichen Neuwagen-Flottenverbrauch auf.5 Für das Jahr 2020 haben sich neben Japan auch Europa, Indien und China Ziele von fünf Liter pro 100 km oder weniger gesetzt. Darüber hinaus haben sich auch die USA und Kanada deutliche Verbesserungen bei der Kraftstoffeffizienz von Pkw vorgenommen.

			
				Abbildung 3

				Ziele zur Verbesserung der Kraftstoffeffizienz von Pkw für das Jahr 2020 im Vergleich zu 2011

				Flottendurchschnitt der Neuzulassungen in Liter pro 100 km1
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				1  Kalifornien 2008, Kanada 2010, Ziele für Indien 2021; USA und Kanada inklusive leichter Nutzfahrzeuge; Ziele für China beinhalten nur Fahrzeuge mit Ottomotor.

				Quellen: International Council on Clean Transport (ICCT) (2013), a.a.O.; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Neben der EU haben auch Japan, Indien und China Ziele von fünf Liter pro 100 km oder weniger für das Jahr 2020.

			

			Verschiedene Ansätze für CO2-Preise

			Bei Einführung des EU-Emissionshandels bestand die Hoffnung, dass er als Vorbild für andere Länder dienen könnte und langfristig ein weltweites Emissionshandelssystem aufgebaut werden könnte. Daher war die Enttäuschung groß, als in den USA verschiedene Versuche gescheitert sind, ein nationales Emissionshandelssystem einzuführen.6 Jedoch wird oft übersehen, dass einzelne U.S.-Bundesstaaten an der Ostküste sowie Kalifornien bereits regionale Emissionshandelssysteme eingerichtet haben (Abbildung 4). Darüber hinaus haben mehrere kanadische Provinzen eine Kohlenstoffsteuer oder ein Emissionshandelssystem eingeführt. Mittlerweile zeigt sich auch in asiatisch-pazifischen Ländern eine höhere Dynamik, zum Beispiel in Neuseeland und Australien, aber auch in Südkorea und wichtigen chinesischen Provinzen. Zusätzlich partizipieren 16 Länder, darunter Brasilien, Indonesien, Mexiko, Südafrika und die Ukraine im World Bank Partnership for Market Readiness Program und bereiten sich auf die zeitnahe Einführung von CO2-Preisen vor.7 Während das europäische Emissionshandelssystem für viele Länder als Beispiel gedient hat sind die Instrumente den jeweiligen nationalen Umständen entsprechend zugeschnitten. Auch die erzielten beziehungsweise erwarteten CO2-Preise unterscheiden sich deutlich.

			
				Abbildung 4

				Emissionshandelssysteme (ETS) und Kohlenstoffsteuern weltweit

				In Euro pro Tonne1
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				1  Preisspanne bezieht sich für EU und Neuseeland auf bisher erzielte Preise, für Kalifornien, Québec und Australien auf Mindest- und Höchstpreise und für China auf Preiserwartungen von Marktteilnehmern; Länderdurchschnitt für Skandinavien; Kohlenstoff-Steuer für Südafrika geplant für 2015.

				Quellen: Ecofys (2013), a.a.O.; Sopher, P., Mansell, A. (2013), a.a.O.; OECD (2013), a.a.O.; Jotzo, F. et al. (2013), a.a.O.; Rudolph, S., Kawatsu, T. (2012), a.a.O.; Ptak, M., (2010), a.a.O.; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Viele Länder und Regionen weltweit haben eine CO2-Bepreisung vorbereitet oder bereits eingeführt.

			

			

			In vielen Bereichen gehört Europa zu den Vorreitern

			Erneuerbare Stromerzeugung wächst weltweit

			Für solche Länder, die frühzeitig aktiv wurden, sind erneuerbare Energien wie Windkraft und Photovoltaik bereits heute ein wichtiger Bestandteil der Energieversorgung. Deutschland und Italien führen weltweit, was den Bestand an Photovoltaikanlagen betrifft.8 Allerdings sind sowohl in den USA als auch in China in den letzten Jahren hohe Zuwachsraten bei den PV-Investitionen zu verzeichnen, so dass im Jahr 2012 bereits 40 Prozent der neuen Photovoltaikanlagen außerhalb Europas installiert wurden (Abbildung 5).

			
				Abbildung 5

				Zubau der Stromerzeugungsleistung 2009 bis 2012

				In Gigawatt

				Windkraft
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				Photovoltaik
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				Quellen: REN 21 (2013), a.a.O.; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Die Stromerzeugungsleistung von Windkraft und Photovoltaik wächst weltweit.

			

			Die Länder der Europäischen Union haben immer noch den größten Anteil an der weltweit installierten Windkraftleistung. Der größte Zubau war in den letzten Jahren jedoch in anderen Regionen zu verzeichnen. Im Jahr 2012 wurden bereits fast 70 Prozent der neuen Windkraftleistung außerhalb Europas installiert, angeführt von China und den USA mit jeweils 29 Prozent.9 Zwischen 2009 und 2012 entfielen 39 Prozent des weltweiten Zubaus an Windkraftleistung auf China und 21 Prozent auf die Vereinigten Staaten. 

			Asiatische Länder bei manchen Energieeffizienztechnologien führend

			In Gebäuden werden rund 40 Prozent der Endenergie der OECD-Länder verbraucht.10 Neuartige Dämmungsmaterialien, Fenster- und Heizungssysteme und deren Einbau durch qualifizierte Handwerker können zu deutlichen Verbesserungen der Energieeffizienz von Gebäuden führen. Zum Beispiel wurde der flächenspezifische Endenergieverbrauch von neuen Wohngebäuden in Deutschland während der letzten drei Jahrzehnte um den Faktor vier gesenkt.11

			Die Wärmedämmung von Wänden und Fenstern entscheidet wesentlich über den Energieverbrauch für Heizung und Kühlung von Gebäuden. Die Anforderungen an den Wärmedurchgangswiderstand für Neubauten in verschiedenen Regionen und Ländern unterscheiden sich stark (Abbildung 6). Nordeuropäische Länder, aber auch einige Regionen in Nordamerika haben vergleichsweise hohe Energieeffizienzstandards für neue Gebäude. Berücksichtigt man unterschiedliche klimatische Voraussetzungen erscheinen die Standards nicht nur in europäischen Ländern, sondern auch in Kalifornien und Seattle relativ hoch.

			
				Abbildung 6

				Qualität der Wärmedämmung im Neubau

				Wärmedurchgangswiderstand1 in Kelvin × m2/Watt
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				1  Wärmedurchgangswiderstand gemittelt über Wände und Fenster; Länder sortiert nach Heiz- und Kühlgradtagen.

				2  Heiz- und Kühlgradtage bilden den tatsächlichen Heiz- und Kühlungsbedarf von Gebäuden ab. Sie sind definiert als die Jahressumme der Differenzen zwischen der sogenannten Heiz- beziehungsweise Kühlungsgrenze und der tatsächlichen Durchschnittsaußentemperatur an einem Tag.

				Quellen: Global Building Performance Network: Policy Comparative Tool; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Nordeuropäische Länder haben besonders hohe Wärmedämmungsstandards.

			

			

			Im Industriebereich gehört die Herstellung von Zement zu den CO2-intensivsten Aktivitäten. Sie ist verantwortlich für fünf Prozent der weltweiten CO2-Emissionen.12 Ein internationaler Vergleich zeigt, dass die effizienteste Zementproduktion derzeit in Indien und China stattfindet (Abbildung 7). Ursache hierfür ist vor allem der große Anteil neuer Anlagen in diesen wachsenden Märkten.13 Im Vergleich zu diesen Ländern und auch zum weltweiten Durchschnitt bietet die europäische Zementproduktion – mit Ausnahme von Spanien – noch vergleichsweise große Potentiale zur Effizienzsteigerung. Dies kann auf die stagnierende Nachfrage nach Zement in Europa zurückgeführt werden. Da die meisten Zementproduzenten global aktiv sind, tätigen sie Investitionen vor allem in Schwellenländern mit wachsender Nachfrage, während die Produktion in Europa mit vergleichsweise alten, ineffizienten Anlagen erfolgt. Dadurch entsteht das Risiko, dass die europäischen Ausrüster der Zementhersteller, zusammen mit den Anlagen die sie bauen, in andere Regionen der Welt wegziehen. Durch Klimapolitik könnten Anreize für zusätzliche Investitionen und Innovationen im europäischen Zementsektor verstärkt werden.14

			
				Abbildung 7

				Durchschnittlicher Energieverbrauch pro Tonne Zementklinker 2011

				Abstand zur besten verfügbaren Technik1 in Prozent
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				1  Die beste verfügbare Technik benötigt 3100 Megajoule je Tonne Zementklinker laut Europäischer Kommission.

				Quellen: Cement Sustainability Initiative – GNR database; Europäische Kommission. (2013): Commission Implementing Decision of 26 March 2013 establishing the best available techniques (BAT) conclusions under Directive 2010/75/EU of the European Parliament and of the Council on industrial emissions for the production of cement, lime and magnesium oxide, C(2013) 1728; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Die Zementproduktion ist in einigen asiatischen Ländern besonders energieeffizient.

			

			

			Im Vergleich zur Zementherstellung hat die Stahlproduktion mit knapp sieben Prozent einen noch höheren Anteil an den weltweiten CO2-Emissionen.15 Die Herstellung von Roheisen in Hochöfen erfordert momentan einen Energieeinsatz zwischen 16 und 23 Gigajoule pro Tonne, im Durchschnitt knapp 19 Gigajoule pro Tonne. Europäische Anlagen schneiden in manchen Fällen besser, in anderen etwas schlechter als der Durchschnitt ab. Potentiale zur Effizienzverbesserung können einerseits durch Investitionen in Effizienztechnologien und andererseits durch den optimierten Betrieb bestehender Anlagen sichergestellt werden. Weitere Emissionssenkungen sind möglich durch eine spezielle Aufbereitung des Rohmaterials, durch Steigerung der Recyclingraten und indem die Stahlnachfrage durch eine effizientere Nutzung von Stahl gesenkt wird.16 

			Um die Emissionen der Stahlproduktion darüber hinaus weiter zu senken sind Technologiesprünge erforderlich. Verschiedene Strategien werden verfolgt, unter anderem die CO2-Abscheidung und -Speicherung (CCS) sowie die Nutzung von Brennstoffen mit geringerem Kohlenstoffgehalt. Weltweit werden verschiedene derartige Programme verfolgt, beispielsweise die europäische ULCOS-Initiative (Ultra-Low Carbon Dioxide Steelmaking) oder das japanische COURSE 50 Programm (CO2 Ultimate Reduction in Steelmaking Process). Ähnliche Initiativen werden in den USA, Südkorea und China verfolgt.17 Für die Umsetzung von Demonstrationsprojekten sind allerdings öffentliche Fördergelder erforderlich.

			Im Verkehrsbereich kann die Nutzung der Elektromobilität aufgrund des guten Wirkungsgrads dieser Antriebsform als eine effizienzsteigernde Maßnahme betrachtet werden.18 Verschiedene Länder fördern derzeit die Marktentwicklung für Elektrofahrzeuge. Spitzenreiter sind derzeit die USA mit ungefähr 53000 Neuzulassungen im Jahr 2012, darunter ungefähr 38000 Plug-in Hybride und knapp 15000 rein batterieelektrische Fahrzeuge (Abbildung 8). Bei den rein batterieelektrischen Fahrzeugen verzeichnete Japan die höchsten Neuzulassungen (16000 Fahrzeuge). In europäischen Ländern waren die Zulassungszahlen deutlich geringer.

			
				Abbildung 8

				Neuzulassungen von Elektrofahrzeugen im Jahr 2012

				In 1000 Fahrzeugen
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				Quellen: Electric Vehicle Initiative; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Die USA haben derzeit den größten Markt für Elektrofahrzeuge.

			

			

			CO2-Preise steigern die Emissionseffizienz

			Vor dem aktuellen Preissturz gab der EU-Emissionshandel den Unternehmen Anreize, sich einerseits mit den Risiken kohlenstoffintensiver Produktionstechniken als auch mit den Chancen kohlenstoffarmer Optionen zu befassen. Die zu erwartende langfristige Wirkung ist empirisch noch nicht belegbar, kann aber näherungsweise anhand der Reaktion von Volkswirtschaften auf Energiepreise abgeschätzt werden. Die Energiepreise verschiedener Länder unterscheiden sich bereits seit vielen Jahrzehnten sowohl aufgrund unterschiedlicher Steuern als auch unterschiedlicher Verfügbarkeiten heimischer Energieträger.

			Abbildung 9 zeigt den über den gesamten Endenergieverbrauch eines Landes gemittelten Energiepreis für unterschiedliche OECD-Länder und setzt ihn in Bezug zur Endenergiemenge, die benötigt wird, um eine Einheit des Bruttoinlandsprodukts zu produzieren. Höhere Energiepreise gehen im Allgemeinen mit einer effizienteren Nutzung von Energie einher. Somit wird weniger Energie benötigt, um die gleiche Wirtschaftsleistung zu erbringen. Deshalb weisen die Anteile der Energiekosten am Bruttoinlandsprodukt keine sehr großen Unterschiede zwischen verschiedenen Ländern auf. 

			
				Abbildung 9

				Energieintensität und durchschnittlicher Endenergiepreis1 1990–2005

				In US-Dollar (2005) je Tonne Öläquivalent

				[image: 63030.jpg]

				1  Endenergiepreise einschließlich Steuern gewichtet nach dem Verbrauch verschiedener Energieträger und Verwendungszwecken.

				2  Bezogen auf die Endenergie, in kg Öläquivalent je Bruttoinlandsprodukt in US-Dollar zu Preisen von 2005.

				Quellen: IEA; EU KLEMS; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Länder mit hohen Energiepreisen haben eine geringere Energieintensität.

			

			

			Einige neue EU-Staaten weisen im Beobachtungszeitraum 1990 bis 2005 deutlich höhere Energieintensitäten auf, als es auf Grundlage ihres Energiepreisniveaus zu erwarten gewesen wäre. Dies kann zum Teil durch die vorausgehende Periode der Zentralplanung erklärt werden, in der es keine starken Anreize zur Steigerung der Energieeffizienz gab. Jedoch hat beispielsweise Polens Industrie zuletzt rasche Fortschritte in Richtung des Energieintensitätsniveaus der Industrie der ehemaligen EU-15-Länder gemacht, seit es ähnliche Energiepreise aufweist (Abbildung 10). Also bestätigt die Ausnahme die Regel - die Energiepreise spielen eine wichtige Rolle für die Energieeffizienz. So wie Länder mit höheren Energiepreisen eine höhere Energieintensität aufweisen, so gehen wir davon aus, dass auch höhere CO2-Preise künftig zu einer Verbesserung der Kohlenstoffeffizienz führen werden.

			
				Abbildung 10

				Energieintensität des verarbeitenden Gewerbes

				In kg Öläquivalent je Euro (2005) Bruttowertschöpfung1

				[image: 59278.jpg]

				1  Endenergieverbrauch bezogen auf Bruttowertschöpfung zu Preisen von 2005.

				Quellen: Sartor, O., Spencer, T. (2013): An Empirical Assessment of the Risk of Carbon Leakage in Poland. IDDRI Working Paper 08/13; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Die Energieeffizienz der polnischen Industrie hat sich deutlich verbessert.

			

			

			Allerdings wird die Energieintensität durch die Effizienz der bestehenden Gebäude, der industriellen Fertigung und der Verkehrsinfrastruktur bestimmt und verändert sich somit nur langsam. Daraus ergibt sich die größte Herausforderung für eine CO2-Bepreisung: Sie führt zu vorübergehend höheren Energiekosten bis diese durch verbesserte Energieeffizienz kompensiert werden. Im Industriesektor sind deswegen Sonderregelungen notwendig um sehr energieintensive Produktionen vor carbon leakage zu schützen. Für europäische Länder mit geringerem Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt zeigen die Berechnungen der Europäischen Kommission19 große Investitionspotentiale für Energieeffizienz; zugleich wird betont, dass in EU-Mitgliedsländer das für Investitionen notwendige Kapital zu sehr unterschiedlichen Konditionen und Kosten bereit steht. Eine gemeinsame europäische Initiative ist deswegen notwendig, um Investitionen in Energieeffizienz in der EU zu ermöglichen. Dabei kann auf Erfahrungen der Europäischen Regionalfonds und der Europäischen Investitionsbank aufgebaut werden.20

			Europa sollte nicht zurückfallen

			Die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien, die Steigerung der Energieeffizienz und die Senkung der Treibhausgasemissionen können vielfältige wirtschaftliche Vorteile mit sich bringen. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die EU es sich leisten kann, künftig hinter den Vorreitern zurückzufallen. Es gibt mindestens vier Gründe für eine auch weiterhin ambitionierte europäische Energie- und Klimapolitik: die Sicherung einer auch langfristig zuverlässigen und wirtschaftlichen Energieversorgung, die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Förderung von Innovationen in Wachstumsbranchen, und nicht zuletzt die Glaubwürdigkeit Europas im globalen Klimaschutz.

			Sicherung einer auch langfristig zuverlässigen und wirtschaftlichen Energieversorgung

			Die Mitgliedsstaaten der EU gehören weltweit zu den am wenigsten energieautarken Ländern und verlassen sich auf einen hohen und tendenziell steigenden Anteil von Energieimporten (Abbildung 11). Diese Importabhängigkeit macht die EU anfällig für Preissteigerungen bei Öl und anderen Energieträgern sowie für politische Instabilitäten in – oder unerwünschten politischen Druck von – den jeweiligen Exportländern. Die Verbesserung der Energieeffizienz und die Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energien im Energiemix ermöglichen es Europa, die Abhängigkeit von Energieimporten zu reduzieren.

			
				Abbildung 11

				Selbstversorgung mit Energie

				Anteil der inländischen Energiegewinnung am gesamten Primärenergieangebot in Prozent

				[image: 59290.jpg]

				1  China und EU-27: 2011.

				Quellen: IEA; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Die EU weist eine hohe und tendenziell steigende Importabhängigkeit auf.

			

			

			Es wird jedoch oft argumentiert, dass die Kosten erneuerbarer Energien sehr hoch sind. Während dies vor zehn Jahren der Fall gewesen sein mag, haben sich die Ausgaben für fossile Energieträgern seit 2000 mehr als verdoppelt. Die Länder der EU importieren jährlich Energieträger im Wert von rund 350 Milliarden Euro, während die Kosten für die Nutzung heimischer erneuerbarer Energien zuletzt deutlich gesunken sind. Zum Beispiel fielen die Preise für Photovoltaikanlagen im Zeitraum von 2000 bis 2013 um den Faktor vier. 

			Im Rahmen des Energiefahrplans 2050 (Energy Roadmap) der EU-Kommission wurde unter Berücksichtigung vielfältiger Randbedingungen eine Berechnung der Energiesystemkosten eines Szenarios mit hohen Anteilen erneuerbarer Energien durchgeführt.21 Im Jahr 2050 wird ein Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch von 75 Prozent und am Stromverbrauch von 97 Prozent unterstellt. Dabei ergeben sich ähnliche Energiesystemkosten wie in einem Referenzszenario mit deutlich geringeren Anteilen erneuerbarer Energien. Im Jahr 2030 werden in diesem Szenario Energieimporte von 160 Milliarden Euro eingespart werden. Diese Einsparungen steigen im Jahr 2050 auf 550 Milliarden Euro. Dem stehen Investitionen in erneuerbare Energien, Stromnetze und Energieeffizienz in ähnlicher Größenordnung gegenüber. 

			Die Plausibilität der Berechnungen der EU-Kommission wird durch eine vereinfachte Beispielrechnung bestätigt: Wollte man den Verbrauch fossiler Energieträger in der EU durch erneuerbare Energien ersetzen, lägen die hierfür erforderlichen annuisierten Investitionen bereits bei Technologie- und Brennstoffpreisen des Jahres 2013 in einer ähnlichen Größenordnung (Abbildung 12). Wesentliche Annahmen dieser Beispielrechnung bestehen darin, dass der erneuerbare Erzeugungsmix zu zwei Dritteln aus Windkraft an Land und zu einem Drittel aus Photovoltaik besteht und dass der Endenergiebedarf in allen Nutzungsbereichen – einschließlich des Verkehrssektors – vollständig durch diese fluktuierend anfallende Elektrizität gedeckt werden kann. Darüber hinaus werden ein CO2-Preis von 30 Euro pro Tonne sowie ein Zinssatz von nominal fünf Prozent angenommen.

			
				Abbildung 12

				Fossile Brennstoffkosten und Kapitalkosten für Windkraft- und Photovoltaikanlagen1

				In Milliarden Euro
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				1  Berechnungen beruhen auf folgenden Annahmen: 2 Prozent Inflation, 50 Prozent durchschnittlicher Umwandlungsverlust bei fossilen Brennstoffen, Stromerzeugung erneuerbarer Energien zu 66 Prozent durch Windkraft an Land und 33 Prozent Photovoltaik, Betriebs- und Wartungskosten nicht berücksichtigt.

				Quellen: BP Statistical Review of World Energy; Energy Statistics for the EU-27; Bundesverband Solarwirtschaft e.V.; IEA; European Wind Energy Association; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Die Kapitalkosten erneuerbarer Energien liegen seit 2013 in der gleichen Größenordnung wie die Aufwendungen für fossile Brennstoffe.

			

			

			Dieser Vergleich hat illustrativen Charakter. In einer umfassenden Systemanalyse müssen weitere Aspekte berücksichtigt werden. So betonen alle Strategien zur Energiewende die Bedeutung der Energieeffizienz, um den absoluten Energiebedarf zu reduzieren. Dies würde sowohl die Aufwendungen für fossile Brennstoffe als auch die erforderlichen Investitionen für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien verringern. Außerdem sollten neben der Windkraft an Land und der Photovoltaik weitere erneuerbare Technologien Teil des Portfolios sein, beispielsweise Offshore-Windkraft, Biomasse oder solare Wärme. Des Weiteren sind die Kosten für Stromspeicher, Nachfrageflexibilisierung und den Stromnetzausbau zu betrachten, die bei hohen Anteilen fluktuierender erneuerbarer Stromerzeuger relevant werden.22 Dazu werden derzeit weltweit große Anstrengungen zur Weiterentwicklung von Speichertechnologien und anderen Flexibilitätsoptionen unternommen. Schließlich gilt es auch zu berücksichtigen, dass bei einem verstärkten Einsatz erneuerbarer Energien zugleich Systemkosten fossiler Energien eingespart werden.

			Die Beispielrechnung weist darauf hin, dass Finanzierungskosten eine wichtige Kostenkomponente darstellen. Wenn die Verzinsung zehn statt fünf Prozent beträgt, beispielsweise aufgrund von politischen und regulatorischen Risiken, wären im Jahr 2013 die Kosten erneuerbarer Energien noch nicht in der Größenordnung der fossilen Brennstoffe. Daher ist es unerlässlich, dass Europa glaubwürdige und stabile Rahmenbedingungen für Investoren schafft. Durch verlässliche Politikinstrumente, beispielsweise das deutsche Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), und deren Einbettung in klare Ziele für den Ausbau erneuerbarer Energien können regulatorische Risiken weitgehend vermieden werden.

			Das integrierte europäische Stromnetz und der gemeinsame Strommarkt erweisen sich bei wachsenden Anteilen erneuerbarer Energien für Europa als besonders vorteilhaft. Zugleich bestehen Herausforderungen des Netzausbaus sowohl innerhalb als auch zwischen EU-Ländern. Da viele der Netzinvestitionen in östlichen und südlichen Regionen Europas benötigt werden, kann ein gemeinsamer Ansatz allen Ländern den Zugang zu kostengünstiger Finanzierung ermöglichen und so die Kosten für die Verbraucher reduzieren.

			Schaffung von Arbeitsplätzen möglich

			Der Ersatz der Einfuhr fossiler Brennstoffe durch Investitionen in erneuerbare Energien und Energieeffizienz bedeutet, dass volkswirtschaftliche Ressourcen, die ansonsten für ausländische Waren verwandt worden wären, stattdessen für europäische Produkte sowie größtenteils lokale Aktivitäten wie Projektmanagement, Bau, Betrieb und Wartung von Anlagen verwendet wird. Derartige Investitionen können zur Schaffung von Arbeitsplätzen in solchen Regionen führen, in denen erneuerbare Energietechnologien bereitgestellt oder eingesetzt werden, sowie entlang der Wertschöpfungskette.23 

			Es wird kontrovers diskutiert, wie viele zusätzliche Arbeitsplätze sich durch solche Investitionen in Europa unter Berücksichtigung von Substitutionseffekten in einer Nettobetrachtung ergeben. Eine neue Studie des DIW Berlin berechnet zum Beispiel, dass Investitionen in die Steigerung der Energieeffizienz in Deutschland bis zum Jahr 2020 im Maximalfall zu 180000 neuen Arbeitsplätzen führen könnten.24 Allerdings könnte der Nettobeschäftigungseffekt abhängig von der Produktivitätsentwicklung und den Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt auch deutlich geringer ausfallen. 

			Bei der Ermittlung von Nettobeschäftigungseffekten von Investitionen in erneuerbare Energien oder Energieeffizienz sind mehrere Aspekte zu berücksichtigen. Erstens könnten derartige Investitionen andere Investitionen und Konsumausgaben verdrängen. Wenn sie jedoch mit zukünftigen Einsparungen bei Energieimporten einhergehen, dann sollte dieser Effekt klein sein. Zweitens könnten derartige Investitionen die Produktivität der Volkswirtschaft im Maximalfall so weit steigern, dass die Durchführung der zusätzlichen Investitionen bereits mit den bestehenden Arbeitskräften möglich ist. Allerdings ist unklar, in welchem Umfang Investitionen in erneuerbare Energien oder eine höhere Energieproduktivität die Arbeitsproduktivität erhöhen. Drittens könnte eine zusätzliche Nachfrage nach Arbeitskräften zu Lohnanstiegen und im Anschluss zu Produktivitätsanstiegen führen, die auch die Produktivität in anderen Sektoren der Wirtschaft vergrößert. Dadurch könnten die neuen Arbeitsplätze teilweise kompensiert werden. Solch ein Effekt ist insbesondere in Zeiten geringer Arbeitslosigkeit und hoher Auslastung der Produktionsfaktoren relevant, ist vermutlich jedoch in der aktuellen Situation in Europa nicht so bedeutend. Aufgrund der Substitution von Energieimporten durch inländische Investitionen ist somit insgesamt von einem deutlich positiven Nettobeschäftigungseffekt auszugehen.

			Steigerung der Innovationsfähigkeit der europäischen Volkswirtschaften

			Die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft beruht wesentlich auf ihrer Innovationskraft. Europa kann im internationalen Vergleich neben Japan die größte Zahl an Patenten im Bereich grüner Technologien vorweisen und deckt dabei zugleich am umfassendsten die unterschiedlichen Technologiefelder ab (Abbildung 13).25 Diese innovativen Aktivitäten gehen auch auf die Energie- und Klimapolitik in den letzten Jahren zurück. Während Europa bereits seit langem eine Führungsrolle im Bereich der Windkraft einnimmt, ermöglichte die hohe Dynamik im Bereich der Photovoltaik ein Aufschließen zu den früheren Technologieführern in Japan und den Vereinigten Staaten. Auch die Energiespeicherung, die sowohl im Verkehrsbereich als auch im Stromsektor zunehmend an Bedeutung gewinnt, ist weltweit ein wichtiges Innovationsfeld. Im Bereich der Beleuchtung weisen Japan und Südkorea die meisten Patente auf. 

			
				Abbildung 13

				Patentanmeldungen für grüne Technologien
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				1  Materialien und Technologien zur Wärmedämmung.

				2  Photovoltaik und Solarthermie.

				3  Energiespeicher und Brennstoffzellen.

				4  Biokraftstoffe, Hybridfahrzeuge und Kraftstoffeffizienz.

				5  Aluminium (Elektrolichtbogenofen), Zement, nicht-CO2-spezifische Technologien (zum Beispiel IT), Geothermie, Effizienzverteilung, Meerestechnologien, Wasserkraft, CCS, Wasserstoff, Heizung, Abfall, „saubere“ Kohle.

				Quellen: European Patent Office; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Neben der EU wurden in Japan besonders viele Patente für grüne Technologien angemeldet.

			

			

			Es wird immer wieder diskutiert, inwieweit Innovationen bei grünen Technologien zusätzlich zu oder als Substitute von Innovationen in anderen Branchen auftreten. Aber selbst wenn Patente bei grünen Technologien lediglich Patente in anderen Wirtschafsbereichen ersetzen würden, könnte die Produktivität dennoch steigen. Patente grüner Technologien werden im Durchschnitt 40 Prozent häufiger zitiert als sonstige Patente26 und es ist somit davon auszugehen, dass sie größere wirtschaftliche Effekte haben.27

			Allerdings unterscheidet sich sowohl der die Anzahl der Patente insgesamt als auch der Anteil der Patente bei grünen Technologien stark zwischen einzelnen EU-Mitgliedsländern. Die Steigerung der Innovationskraft aller europäischen Staaten sollte eine hohe politische Priorität bekommen. Insbesondere sollte das Vertrauen von Investoren in die zukünftige Nachfrage nach kohlenstoffarmen Technologien gestärkt werden. Ambitionierte europäische Ziele für die Nutzung erneuerbarer Energien, die Steigerung der Energieeffizienz und die Senkung der Treibhausgasemissionen für das Jahr 2030 können dafür klare Signale geben. 

			Glaubwürdigkeit Europas im globalen Klimaschutz erhalten

			Um das Risiko einer globalen Temperaturerhöhung von über zwei Grad Celsius zu begrenzen, müssen die weltweiten Treibhausgasemissionen28 kontinuierlich abnehmen (Abbildung 14).29 Im Jahr 2050 muss ein Emissionsniveau von ungefähr zwei Tonnen CO2 pro Jahr und Einwohner erreicht werden, wenn das Zwei-Grad-Ziel mit hoher Wahrscheinlichkeit erreicht werden soll. Dazu müssen die europäischen Emissionen von durchschnittlich knapp 9,1 Tonnen CO2 pro Einwohner im Jahr 2011 (Deutschland: 11,2 Tonnen CO2 pro Einwohner) erheblich reduziert werden (Abbildung 15). Die europäischen Staatschefs haben sich im Jahr 2009 auf ein Emissionsreduktionsziel von 80 bis 95 Prozent geeinigt.30 Die Glaubwürdigkeit Europas bei internationalen Partnern und Investoren wird von der Beharrlichkeit abhängen, die hierfür notwendigen politischen Maßnahmen umzusetzen.

			
				Abbildung 14

				Notwendige Emissionsreduktionen zur Erreichung des 2°C-Ziels

				In Milliarden Tonnen CO2-Äquivalenten
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				Der Korridor zeigt einen Emissionsverlauf, bei dem das 2°C-Ziel mit einer Wahrscheinlichkeit von 60 Prozent erreicht wird.

				Quellen: Rogelj, J. (2011), a.a.O.

				© DIW Berlin 2014

				Zur Einhaltung des 2°C-Ziels müssen die Emissionen dauerhaft sinken.

			

			
				Abbildung 15

				Treibhausgasemissionen1 europäischer Länder 2011

				In Tonnen CO2-Äquivalent pro Kopf
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				1  Ohne Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (LULUCF).

				Quellen: EEA (2013): EEA greenhouse gas – data viewer; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Deutschland weist im Vergleich zur restlichen EU 
hohe Pro-Kopf-Treibhausgasemissionen auf.

			

			

			Die EU kann sich mit der Formulierung klimapolitischer Ziele sowohl zu ihrer Verantwortung für die eigenen Emissionen und die internationalen Herausforderungen des Klimawandels bekennen und zugleich glaubwürdige langfristige Rahmenbedingungen für Investoren schaffen. 

			Europäische Wettbewerbsfähigkeit nicht gefährdet

			Energiepreise kein relevanter Indikator für Wettbewerbsfähigkeit 

			Seit mehr als drei Jahrzehnten erhebt und vergleicht das Weltwirtschaftsforum (World Economic Forum, WEF) vielfältige Faktoren für die nationale Wettbewerbsfähigkeit.31 Energiepreise werden in dieser Studie nicht als relevanter Indikator für Wettbewerbsfähigkeit erfasst. Lediglich die Qualität der Stromversorgung wird betrachtet, ihr wird bei den europäischen Ländern jedoch nur ein Gewicht von einem Prozent bei der Bestimmung der Wettbewerbsfähigkeit beigemessen. Was viel wichtiger für die Produktivität der europäischen Länder ist – und im WEF-Wettbewerbsindex ein Gewicht von 15 Prozent erhält – ist ein innovatives Umfeld, beispielsweise ein qualitativ hochwertiges Netzwerk von Wirtschaftsbeziehungen, Investitionen in Forschung und Entwicklung und Kooperationen zwischen Forschungseinrichtungen, Wirtschaft und Industrie. Bereits die Auswahl der Indikatoren der WEF-Studie lässt daher Zweifel an der generellen Behauptung aufkommen, dass die europäische Wettbewerbsfähigkeit anfällig für steigende Energiepreise sei. Den Ergebnissen der Studie von 2013 zufolge sind mit der Schweiz, Finnland und Deutschland drei europäische Länder unter den ersten fünf vertreten; unter den Top 10 sind sechs europäische Länder (Abbildung 16).

			
				Abbildung 16

				Global Competitiveness Index1 2013–2014
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				1  Der GCI basiert auf 114 Indikatoren. Diesen gruppiert das WEF in drei Kategorien: Grundanforderungen, Effizienz-Verstärker, Innovation. Diese werden je nach Bruttoinlandsprodukt des jeweiligen Landes gewichtet. Er basiert auf öffentlichen Statistiken und Umfragen bei 13 000 Führungskräften weltweit.

				Quellen: Schwab, K., Sala-i-Martín, X. (2013), a.a.O.; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Von den ersten zehn Ländern liegen sechs in Europa.

			

			

			Für die zukünftige internationale Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Länder sind insbesondere innovative, forschungsintensive Produkte von Bedeutung.32 Dies spricht dafür, basierend klaren Zielen der Energie- und Klimapolitik eine Strategie zu verfolgen, die auf Innovation bei grünen Technologien abzielt.

			Energiekostenanteile bei den meisten Unternehmen gering

			In den meisten Wirtschaftsbereichen machen Energiekosten nur einen sehr geringen Anteil aus. In der gesamten deutschen Industrie sind es im Durchschnitt 2,2 Prozent des Umsatzes.33 Demnach haben Energiepreise für die überwiegende Mehrheit der Unternehmen sehr begrenzten Einfluss auf die Standortwahl oder die internationale Wettbewerbsfähigkeit. Für einen Teil der Industrie – der zum Beispiel in Deutschland acht Prozent der industriellen und 1,5 Prozent der gesamten Bruttowertschöpfung entspricht – stellen Energiekosten jedoch mehr als sechs Prozent des Umsatzes dar. So sind es beispielsweise bei der Produktion von Papier, Karton und Pappe, anorganischen Chemikalien, Flach- und Hohlglas und Zement mehr als zehn Prozent (Abbildung 17). Bei energiekostenintensiven Produkten ist es – sofern die Produkte international gehandelt werden – möglich, dass Energiepreise relevant für Investitionsentscheidungen sind und somit auch deutliche Auswirkungen auf die Standortauswahl von Unternehmen haben können. 

			
				Abbildung 17

				Anteil der Energiekosten1 am Umsatz nach Sektoren und Energieträgern in Deutschland

				In Prozent
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				1  Industrien mit Energiekosten über sechs Prozent erwirtschaften 1,5 Prozent der Bruttowertschöpfung und acht Prozent der Bruttowertschöpfung des verarbeitenden Gewerbes; die Energiekosten der restlichen Industrie betragen im Durchschnitt 1,6 Prozent.

				Meist sind nicht die ganzen Sektoren, sondern spezifische Prozesse besonders energieintensiv. Wenn sich dadurch die Gefahr von Carbon Leakage ergibt, werden die betroffenen Güter beispielsweise in der EU-ETS-Strompreiskompensationsliste erfasst. Das kann auch spezifische Produkte in weiteren Sektoren betreffen (rechter Rand der Abbildung).

				Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Branchen mit einem Energiekostenanteil von über sechs Prozent machen 1,5 Prozent der deutschen Bruttowertschöpfung aus.

			

			

			Energiepreisunterschiede für sehr energieintensive Unternehmen durch natürliche Ressourcenausstattung bestimmt 

			Für sehr energie- und handelsintensive Unternehmen spielen staatlich bestimmte Energiepreisanteile wie Steuern, Abgaben, Entgelte und Umlagen eine relativ geringe Rolle, da in den meisten Ländern umfassende Ausnahmeregelungen gelten. Stattdessen sind für diese Unternehmen die jeweiligen regionalen Großhandelspreise unterschiedlicher Energieträger maßgebend. Unterschiede in den Energieträgerpreisen können auf unterschiedliche Ausstattung des jeweiligen Landes mit Energieressourcen, Engpässe bei der Transportinfrastruktur sowie Transportkosten zurückgehen.

			Preisunterschiede bei Kohle gering, bei Erdgas hoch

			Im Bereich der energieintensiven Industrien wird Kohle beispielsweise bei der Herstellung von Zement und Stahl in großem Umfang eingesetzt. Da Kohle weltweit preisgünstig transportiert werden kann, waren die Preisunterschiede in der Vergangenheit gering (Abbildung 18).34 Derzeit sind die Kohlepreise innerhalb der Vereinigten Staaten besonders niedrig.

			
				Abbildung 18

				Internationale Kohle- und Gaspreise

				In US-Dollar je Tonne Kohle beziehungsweise je MBtu Erdgas
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				Quellen: BP: Statistical Review of World Energy 2013; Economist Intelligence Unit; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Beim Erdgas unterscheiden sich die regionalen Preise deutlich.

			

			

			Erdgas ist ein weiterer wichtiger Brennstoff in den energieintensiven Branchen, beispielsweise bei der Produktion von Ziegeln, Keramik und Gipsprodukten und insbesondere in der Düngemittelherstellung. Nach einem Jahrzehnt sich parallel entwickelnder regionaler Gaspreise führte der Schiefergas-Boom zu großen Preisrückgängen in den Vereinigten Staaten . Da die USA nur sehr geringe Infrastrukturkapazitäten für den Erdgasexport haben, sind die Gaspreise derzeit deutlich niedriger als in Europa. Gleichzeitig hat die steigende Gasnachfrage der asiatischen Volkswirtschaften die Gaspreise in Asien deutlich über das europäische Niveau steigen lassen. Daher kommt es derzeit zu einer sehr großen internationalen Preisspreizung. Eine Verringerung der Preisunterschiede wird gegen Ende des Jahrzehnts erwartet, wenn beispielsweise in den USA neue Gasverflüssigungsterminals für den Export errichtet werden.35 

			Dennoch führen Unterschiede in den Ressourcenvorkommen zwischen Europa und Nord Amerika sowie unvermeidliche Transportkosten dazu, dass Gaspreisunterschiede voraussichtlich für längere Zeit bestehen bleiben. Dies wird voraussichtlich auch der Fall sein, falls Europa in Zukunft seine Schiefergasvorkommen erschließt. Da die europäischen Schiefergasressourcen deutlich kleiner als die nordamerikanischen sind, wird Europa weiterhin Erdgas importieren müssen, und der Gaspreis in Europa wird auch in Zukunft durch den Importpreis bestimmt. BP prognostiziert zum Beispiel, dass im Jahr 2035 die europäische Schiefergasförderung nur sechs Prozent der europäischen Gasnachfrage abdecken wird.36 Europas Strategie zur Sicherung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit kann insofern nicht im Energiepreiswettbewerb mit Regionen mit größeren Ressourcenvorkommen liegen.

			Stattdessen braucht Europa eine Energie- und Industriestrategie, die andere Möglichkeiten zum Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit und zur Reduktion der Energiekosten einbezieht. Solch eine Strategie braucht einen klaren Fokus auf Energieeffizienz, verlässliche Rahmenbedingungen für Investitionen in Energieinfrastruktur und energieintensive Industrien sowie effektive Anreize für Innovation im Energie- und Klimabereich. Ein glaubwürdiges Paket von energie- und klimapolitischen Maßnahmen trägt somit eher zur Erreichung der europäischen Ziele bei als ein verengter Fokus auf Energiepreisunterschiede.

			Strompreise schwanken stark

			In den amtlichen Energiestatistiken werden die Strompreise für besonders stromintensive industrielle Verbraucher mit Jahresverbräuchen von mehr als 150 Gigawattstunden nicht erfasst.37 Daher werden in der Debatte über die Energiekostenbelastungen besonders stromintensiver Industriebreiche meist Preise herangezogen, die für kleinere industrielle Anwender gelten. Die Großverbraucher bezahlen jedoch beispielsweise geringere Netzentgelte, da sie am Verteilnetz und nicht am Übertragungsnetz angeschlossen sind und eine gleichmäßige Nachfrage aufweisen. Sie werden außerdem größtenteils von verschiedenen Steuern und Umlagen ausgenommen. Daher ist der Großhandelspreis die relevante Bezugsgröße, wenn die Stromkosten solcher Großverbraucher international verglichen werden sollen. 

			Im Vergleich zu den zeitweise sehr hohen Strompreisen in den Jahren 2005 und 2008, die auf hohe globalen Kohle- und Gaspreise und auch auf zwischenzeitlich hohe europäischen Kohlenstoffpreise zurückgehen, bewegten sich die europäische Strompreise in den letzten Jahren auf einem relativ niedrigem Niveau (Abbildung 19). In den USA zeigte sich in den letzten Jahren die Wirkung der außergewöhnlich niedrigen Gaspreise.

			
				Abbildung 19

				Großhandelsstrompreise

				Baseloadpreise in Euro pro MWh
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				Gleitende Durchschnittswerte für Vierteljahre.

				

				Quellen: EEX Spot; APX Power; UK Spot Base Load Index; OMEL-Elec. Spain Baseload; California ISO (SP15); PJM West Hub; Berechnungen des DIW Berlin.

				© DIW Berlin 2014

				Die Variationen im Zeitverlauf sind ähnlich groß wie die Unterschiede zwischen den Regionen.

			

			

			Politische Maßnahmen erhöhen Energiekosten für sehr energieintensive Unternehmen kaum

			Die europäische Energie- und Klimapolitik ist kein Preistreiber für Energie in den besonders energieintensiven Branchen, denn es gibt in allen Ländern Europas besondere Bestimmungen, die sicherstellen, dass Maßnahmen zur verstärkten Nutzung erneuerbaren Energien oder zur Kohlenstoffbepreisung keinen Standortwechsel solcher Unternehmen auslösen.

			Im europäischen Emissionshandel gibt es dazu zwei sogenannte Carbon-Leakage-Listen.38 Für Wettbewerbsverzerrungen durch Kosten direkter CO2-Emissionen wurde eine umfangreiche Liste von Sektoren erstellt, in denen Unternehmen auch weiterhin einen großen Anteil der benötigten Zertifikate frei zugeteilt bekommen. Für die indirekten Effekte durch emissionshandelsbedingte Strompreiserhöhung gibt es eine zweite (kürzere) Liste. Sie enthält Produkte39, für deren Herstellung die Mitgliedsländer Strompreiskompensationen gewähren können. Dieser Ansatz auf Basis sektorspezifischer Analysen – durchgeführt von der unabhängigen Generaldirektion Wettbewerb – erscheint deutlich zielgerichteter als die bisherigen Versuche, die leakage-gefährdeten Branchen zu identifizieren. Er könnte auch die Grundlage für die künftige Gestaltung von Ausnahmeregelungen für energieintensive Branchen bilden, mit denen solche Unternehmen von den Kosten der Förderung erneuerbarer Energien ausgenommen werden sollen.40 

			Im Rahmen des anstehenden Strukturreformprozesses des EU-Emissionshandels werden zurzeit Emissionsreduktionsziele für das Jahr 2030 sowie Mechanismen zur Stabilisierung des CO2-Preises diskutiert. Hier bietet sich die Möglichkeit, für den Zeitraum nach 2020 klare und auf wenige Sektoren fokussierte Regelungen zur Vermeidung von Verzerrungen des internationalen Wettbewerbs umzusetzen.41

			Fazit

			Europa steht mit seiner Energie- und Klimapolitik nicht alleine. Eine Gruppe von Ländern verfolgt vergleichbare Programme. So haben mittlerweile 66 Länder Einspeisetarife für Strom aus erneuerbaren Energien eingeführt. Weltweit werden Effizienzprogramme im Gebäude- und Industriebereich umgesetzt und Effizienzstandards beispielsweise im Verkehrsbereich formuliert. Treibhausgasemissionsreduktionen werden mittlerweile in vielen Ländern und Regionen durch Ansätze zur CO2-Bepreisung verfolgt. Mit solchen Maßnahmen hat eine Gruppe von Ländern konkrete Erfolge erreicht. Beispielsweise ist außerhalb Europas der Zubau von erneuerbaren Energietechnologien zuletzt stark gestiegen. 70 Prozent der neuen Windkraftleistung wurde im Jahr 2012 außerhalb Europas installiert, bei der Photovoltaik waren es 40 Prozent. Die Zementherstellung ist in einigen asiatischen Ländern besonders energieeffizient. Die USA, Japan und China weisen die höchsten Neuzulassungen von Elektrofahrzeugen auf. 

			Europa sollte auch künftig ein Teil der Vorreitergruppe bleiben. Dies erhöht nicht nur seine internationale Glaubwürdigkeit im globalen Klimaschutz, sondern führt auch zu wirtschaftlichen Vorteilen. So kann die Versorgungssicherheit durch eine verringerte Abhängigkeit von Energieimporten erhöht werden. Darüber hinaus kann eine ambitionierte Klimapolitik ein attraktives Umfeld für Investitionen in saubere Technologien schaffen. Solche Investitionen können neue Wachstumsbranchen und dringend benötigte Arbeitsplätze in Europa hervorbringen und somit auch zur wirtschaftlichen Erholung in Europa beitragen. 

			Eine ambitionierte Energie- und Klimapolitik geht nicht zulasten der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft. Die Wettbewerbsfähigkeit Europas stützt sich ohnehin nicht auf niedrige Energiekosten, sondern auf innovative, forschungsintensive Produkte. Konsequente klimapolitische Maßnahmen können Investitionen in solchen Wachstumsbranchen vorantreiben. Die meisten Industrieunternehmen haben geringe Energiekostenanteile. Für besonders energie- und handelsintensive Unternehmen bestehen in vielen Politikbereichen Ausnahmeregelungen, die Verzerrungen im internationalen Wettbewerb vermeiden können. Energiepreisunterschiede in sehr energieintensiven Branchen sind somit in erster Linie durch unterschiedliche Ressourcenausstattungen und weniger durch klimapolitische Maßnahmen bedingt. Angesichts der geringen Anzahl von betroffenen Branchen sind fokussierte Ausnahmeregelungen auch bei einer künftig stringenteren Energie- und Klimapolitik notwendig und möglich. Sie können zum Beispiel im Rahmen des anstehenden Strukturreformprozesses des EU-Emissionshandels umgesetzt werden.
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			Energy and Climate Policy: Europe is not alone

		

		
			Abstract: To date, the European Union has been at the forefront of international climate protection. But there are now a number of other countries also pursuing a proactive energy and climate policy. They are increasingly investing in renewable energies, exploiting potential energy efficiencies in industry, buildings and transportation, and contributing to the reduction of greenhouse gas emissions through carbon prices. If Europe remains at the forefront of these developments, this would enable it not only to retain its credibility on global climate protection but also to improve the security of its energy supply, increase investments and innovations in growth industries thereby creating new employment opportunities. An ambitious energy and climate policy does not come at the expense of the competitiveness of the European economy. The proportion of energy costs is low in many parts of industry: For 92 percent of value added in the industrial sector, the ratio of energy costs to turnover is an average of 1.6 percent. Only in very few sectors are energy costs a factor in location decisions. For these sectors, there are exemption regulations so that climate programs do not cause a distortion of competition. Instead, the Global Competitiveness Index of the World Economic Forum highlights the importance of an innovative environment. Germany and some other European countries are among the leaders with respect to green patents. The future implementation of the energy transition and the design of the 2030 targets will determine if Europe stays among the leaders.
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			Interview
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			Sechs Fragen an Karsten Neuhoff

		


		
			»Klimapolitik beeinträchtigt die europäische Wettbewerbsfähigkeit nicht«

		

		Prof. Karsten Neuhoff, Ph.D., Leiter der Abteilung Klimapolitik am DIW Berlin

		
		
			
			1.  Herr Neuhoff, was Klimaschutz- und Energieprogramme angeht, sieht sich Europa und insbesondere Deutschland gerne als Vorreiter. Ist das wirklich so oder haben andere Länder mittlerweile aufgeschlossen?
				Wir haben die Programme im Klima-, Energie- und Effizienzbereich weltweit verglichen und sehen, dass mittlerweile weltweit 66 Länder Einspeisetarife für Erneuerbare haben, dass Emissionshandelssysteme und CO2-Steuern in vielen Regionen der Welt angedacht und auch umgesetzt werden und dass im Energieeffizienzbereich zum Beispiel einige asiatische Länder deutlich umfassendere Programme implementiert haben.

			
			2.  Droht Europa seine Vorreiterrolle zu verlieren?
				Wir sind Teil einer Vorreitergruppe geworden. Je nachdem welche Maßnahmen oder Sektoren Sie sich anschauen, gibt es unterschiedliche Länder, die sehr effektive Programme umgesetzt haben und damit auch erste große Erfolge aufweisen.

			
			3.  Aus welchen Ländern besteht diese Vorreitergruppe?
				Wenn wir uns die Investitionen in erneuerbare Energien anschauen, finden wir die meisten Anlagen für Wind und Solar aktuell in China und in den USA. Wenn wir uns die Elektromobilität anschauen, sind Japan und die USA führende Länder. Wenn wir uns die Energieeffizienz im industriellen Bereich anschauen, ist wiederum im asiatischen Bereich sehr viel Fortschritt zu beobachten. Insgesamt ist es jeweils ein buntes Bild von Ländern, die meistens gemeinsam mit den europäischen Ländern voranschreiten.

			
			4.  Europa muss in hohem Maße Energie importieren. Steht es dadurch unter einem größeren Druck, Klima- und Energieprogramme voranzubringen?
				Wir haben eine viel größere Chance, diese Programme voranzubringen, weil wir eine wesentlich schwächere heimische Lobby haben, die weiterhin ihre fossilen Brennstoffe verkaufen möchte. Das Faszinierende ist, dass ein Übergang in ein überwiegend erneuerbares Energiesystem in der Zwischenzeit wirtschaftlich sinnvoll ist. Das zeigen die umfassenden Berechnungen der Europäischen Kommission, und das ergibt sich auch aus Rechnungen, die wir im Rahmen dieser Studie angestellt haben. Inzwischen wenden wir europaweit jedes Jahr 350 Milliarden Euro auf, um fossile Brennstoffe zu importieren und geben insgesamt 400 Milliarden für fossile Brennstoffe aus. Wenn wir dieses Geld in erneuerbare Energien investieren, hätten wir eine längerfristige Perspektive. Das war vor einigen Jahren noch sehr teuer, jedoch haben sich zum Beispiel die Kosten für Solaranlagen seit 2000 um den Faktor vier reduziert. Das macht insgesamt erneuerbare Technologien deutlich günstiger.

			
			5.  Werden die Auswirkungen auf die Energiepreise die Wettbewerbsfähigkeit der EU beeinträchtigen?
				Nein. Wir haben uns angeschaut, welchen Anteil die Energiekosten in den verschiedenen Industriebereichen ausmachen, und für rund 92 Prozent der industriellen Produktion in Deutschland liegt der Anteil der Energiekosten am Umsatz im Durchschnitt bei 1,6 Prozent. In diesem Fall wird eine Veränderung der Energiepreise sich nicht auf die Standortwahl oder die Produktion des Unternehmens auswirken. Für sehr wenige Sektoren stellen Energiepreise einen bedeutenden Kostenfaktor dar. Das sind sehr energieintensive Unternehmen, die durch Ausnahmeregelungen besonders geschützt werden.

			
			6.  Welche wirtschaftlichen Effekte haben die Investitionen in Energieprogramme auf die Beschäftigung?
				Eine aktuelle Studie des DIW Berlin zeigt, dass wir zum Beispiel durch Investitionen in Energieeffizienz bis zum Jahr 2020 bis zu 180000 zusätzliche Arbeitsplätze in Deutschland schaffen könnten. Es wird oft diskutiert, ob dadurch Arbeitsplätze in anderen Bereichen verdrängt werden. Aus unserer Perspektive substituieren die Investitionen in Energieeffizienz die Ausgaben für die Importe von fossilen Brennstoffen und führen damit zu einer Verlagerung der Aktivität. Damit ist davon auszugehen, dass ein Großteil dieser Arbeitsplätze auch zusätzliche Arbeitsplätze sein werden.

			
			
			
			Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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			Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf der Website des DIW Berlin.

		

	
		
			Am aktuellen Rand  von Jürgen Schupp
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			Wer profitiert vom Mindestlohn?

		

		Prof. Dr. Jürgen Schupp ist Direktor der Längsschnittstudie Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) am DIW Berlin
Der Beitrag gibt die Meinung des Autors wieder.

		
		
			Die Einführung eines Mindestlohngesetzes zählt zu den einschneidendsten Arbeitsmarktreformen der letzten 20 Jahre. Nach aktuellen Schätzungen werden 15 bis 20 Prozent aller Beschäftigten direkt oder indirekt betroffen sein. Die erforderliche Lohnanhebung wird je nach Betriebsgröße im Durchschnitt zwischen 30 und 45 Prozent schwanken. Die Debatte kreist vor allem um die Frage, für welche Formen von Erwerbstätigkeit ein Mindestlohngesetz nicht gelten soll und wer somit nicht davon profitieren wird. 
			

			Mit dem Profit ist das nun so eine Sache. Der Gesetzgeber will künftig sicherstellen, dass alle Beschäftigten in Deutschland ein existenzsicherndes Einkommen erzielen. Wenn es gelingen sollte, ergänzende Sozialtransfers einzusparen, würden aber nicht nur die Niedriglohnempfänger finanziell profitieren, sondern auch der Bundeshaushalt. Natürlich könnte das subjektive Wohlbefinden der Betroffenen steigen, da ihnen der stigmatisierende Gang zum Job-Center erspart bliebe. Aber was ist, so fragen viele, wenn ein Arbeitgeber nach Einführung des Mindestlohns seinen Betrieb wegen der gestiegenen Lohnkosten nicht mehr wirtschaftlich führen kann und er betriebsbedingte Kündigungen aussprechen muss? Über die Größenordnung der Beschäftigungseffekte durch den Mindestlohn findet derzeit unter Deutschlands Ökonomen eine leidenschaftliche Debatte statt. Dabei kann der Mindestlohn noch ganz andere Folgen haben: Anpassungen in der Arbeitszeit, wie das Beispiel Großbritannien zeigt.
			

			Die Entlohnung setzt sich bekanntlich aus zwei Größen zusammen: Der Arbeitszeit, die üblicherweise wöchentlich in Tarifverträgen oder sonstigen Vereinbarungen geregelt wird, sowie der Höhe des monetären Lohns, der in der Regel monatlich ausgezahlt wird. Die Höhe des Stundenlohns kennen oft weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer. Das belegt nicht zuletzt die Langzeitstudie Sozio-oekonomisches Panel (SOEP): Mehr als ein Viertel der Beschäftigten kann die Frage nach der Höhe ihres Stundenlohns nicht beantworten. 
			

			Auch gibt es keinen Konsens darüber, was denn nun alles in einen Bruttolohn mit einzubeziehen ist. Wie steht es zum Beispiel mit Einmalzahlungen wie dem Weihnachtsgeld, oder regelmäßigen Trinkgeldern?
			

			Im SOEP erheben wir nicht nur tariflich oder per Vertrag festgelegte Arbeitszeiten, sondern auch die tatsächlich geleistete und auch entlohnte Arbeitszeit. Seit Jahren erkennen wir einen Trend zu unbezahlter Mehrarbeit. Wenn nun in Folge der Einführung des Mindestlohns die vertraglich festgelegte Arbeitszeit sinkt, aber nicht in gleichem Maß die tatsächlich geleistete Arbeitszeit, wer profitiert dann? Ein Beispiel zur Verdeutlichung: Ein Bruttomonatslohn in Höhe von 1300 Euro fällt nicht unter den Wirkungsbereich eines Mindestlohngesetzes, wenn hierfür eine wöchentliche Arbeitszeit von 35 Stunden geleistet wird; bei 39 Stunden müsste der Lohn freilich um etwa zehn Prozent erhöht oder es müsste eben vier Stunden weniger gearbeitet werden. 
			

			Vor diesem Hintergrund erscheint es derzeit dringend notwendig, einen Konsens darüber zu finden, wie sich Stundenlöhne berechnen und in welcher Form die Arbeitszeit dokumentiert werden muss. Nur dann können nach der Einführung eines Mindestlohns Unterschreitungen sanktioniert werden.
			

			Für die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ist die Einführung eines Mindestlohns eine enorme Herausforderung bei der Politikberatung und Evaluierung der vielfältigen – beabsichtigten wie unbeabsichtigten – Folgen für Betriebe, Erwerbslose und Beschäftigte. Hier werden amtliche und wissenschaftsgetragene Statistik in den nächsten Jahren in besonderer Weise gefordert sein, zielgerichtete Informationen zu erheben, um in einigen Jahren über das Experiment Mindestlohngesetz in Deutschland die Öffentlichkeit zu informieren und gegebenenfalls eine neue Debatte anzustoßen. 

		

	
		
			Rückblende: Im Wochenbericht vor 50 Jahren

		

		
			Die Mineralölwirtschaft der Welt 1963


			Die Mineralölförderung der Welt stieg im abgelaufenen Jahr um 90 Mill. t auf 1,3 Mrd. t; die Wachstumsrate gegenüber 1962 entspricht mit 7 vH dem durchschnittlichen Zuwachs in der Zeit von 1950 bis 1963.
			

			In den Fördergebieten der westlichen Welt wuchs die Mineralölgewinnung 1963 um etwa 70 Mill. t, woran die Länder des Mittleren Ostens mit 31 Mill. t, der Nordteil des afrikanischen Kontinents mit 17 Mill. t und der nordamerikanische Raum mit knapp 16 Mill. t beteiligt waren.
			

			Innerhalb des Ostblocks hält die Steigerung der Mineralölförderung in der Sowjetunion unvermindert an. Mit einer um 19 Mill. t erhöhten Rohölförderung erreichte die UdSSR ihre bisherige Förderspitze von 205 Mill. t.
			

			Die regionale Entwicklung der Mineralölgewinnung in der Welt zeigt weiterhin eine Verlagerung in den Raum Mittelmeer/Mittlerer Osten, aus dem 1963 bereits 30 vH der Erdölförderung der Welt gegenüber 17 vH im Jahre 1950 gewonnen wurden. Erstmalig hat 1963 die Förderung in diesem Raum die der Vereinigten Staaten von Amerika übertroffen.
			

			Die Förderung der USA stieg 1963 um knapp 13 Mill. t; sie hatte in den Jahren 1959 und 1960 stagniert, danach ist sie jedoch jährlich um etwa 7 Mill. t gesteigert worden. Der Zuwachs von 13 Mill. t im Jahre 1963 muß nicht zuletzt in Zusammenhang mit der protektionistisch ausgerichteten Mineralölpolitik der USA gesehen werden, die sich auf wehrwirtschaftliche Überlegungen stützt.
			

			In Kanada, das seine Förderung auf knapp 36 Mill. t erhöhte, sind in dem vergangenen Jahr die technischen Entwicklungsarbeiten zur Gewinnung von Rohöl aus den Athabasca-Sanden weitergeführt worden. Zwar sind hier in den Teersanden mehr als 40 Mrd. t Vorräte an Mineralöl nachgewiesen, jedoch dürften bei dem heutigen Stand der Technik nur Bruchteile davon wirtschaftlich gewinnbar sein. Es ist daher nur sehr bedingt möglich, diese Vorräte mit den sonstigen Vorratsangaben für Erdöl zu vergleichen. An eine Produktionsaufnahme ist nicht vor 1970 gedacht.
			

			
			aus dem Wochenbericht Nr. 6 vom 7. Februar 1964

		

	
      Der Wochenbericht im Abo

      
         
            [image: Abo Cover]
            
                  Jede Woche liefert der
                        Wochenbericht einen unabhängigen Blick auf die Wirtschaftsentwicklung in
                        Deutschland und der Welt. Der Wochenbericht richtet sich an Führungskräfte in
                        Politik, Wirtschaft und Gesellschaft – mit Informationen und Analysen aus
                        erster Hand.

                  Wenn Sie sich für ein Abonnement interessieren, können Sie
                     zwischen den folgenden Optionen wählen:

                     Jahresabo zum Vorzugspreis: Der Wochenbericht zum
                     Preis von 179,90Euro im Jahr (inkl. MwSt. und Versand), gegenüber dem
                     Einzelpreis von 7Euro sparen Sie damit mehr als 40Prozent.

                     Studenten-Abo: Studenten können den Wochenbericht
                     bereits zum Preis von 49,90Euro im Jahr abonnieren.

                     Probe-Abo: Sie möchten den Wochenbericht erst
                     kennenlernen? Dann testen Sie sechs Hefte für nur 14,90Euro.

                  Bestellungen richten Sie bitte an
                     den

                  DIW Berlin Leserservice
 Postfach 74, 77649 Offenburg

                     Tel. (01806) 14 00 50 25,
 20 Cent/Anruf aus dem dt. Festnetz,
60 Cent maximal/Anruf aus dem Mobilnetz

                     leserservice@diw.de

                  Abbestellungen von Abonnements spätestens sechs Wochen vor
                     Laufzeitende

                  Weitere Fragen?
 DIW
                     Kundenservice:
Telefon (030) 89789-245
kundenservice@diw.de

            

         

      

   
      Impressum

      
         DIW Berlin — Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung e. V.

            Mohrenstraße 58, 10117 Berlin

            T +49 30 897 89 – 0

            F +49 30 897 89 – 200

            81. Jahrgang

            5. Februar 2014

         Herausgeber

         Prof. Dr. Pio Baake

            Prof. Dr. Tomaso Duso

            Dr. Ferdinand Fichtner

            Prof. Marcel Fratzscher, Ph.D.

            Prof. Dr. Peter Haan

            Prof. Dr. Claudia Kemfert

            Prof. Karsten Neuhoff, Ph.D.

            Dr. Kati Schindler

            Prof. Dr. Jürgen Schupp

            Prof. Dr. C. Katharina Spieß

            Prof. Dr. Gert G. Wagner

         
            
               	
                  Chefredaktion

                  Sabine Fiedler

                     Dr. Kurt Geppert

                  Redaktion

                  Renate Bogdanovic

                     Sebastian Kollmann

                     Dr. Richard Ochmann

                     Dr. Wolf-Peter Schill

                  Lektorat

                  Dr. Jochen Diekmann

                  Textdokumentation

                  Manfred Schmidt

               
               	
                  Pressestelle

                  Renate Bogdanovic

                     Tel. +49-30-89789-249

                     presse@diw.de

                  Vertrieb

                  DIW Berlin Leserservice

                     Postfach 74

                     77649 Offenburg

                     leserservice@diw.de

                     Tel. (01806) 14 00 50 25, 20Cent pro Anruf

                     ISSN 0012-1304

                  E-Book-Produktion

                  eScriptum GmbH & Co KG, Berlin

               
            

         

         Nachdruck und sonstige Verbreitung –
            auch auszugsweise – nur mit Quellenangabe
            und unter Zusendung eines
            Belegexemplars an die Serviceabteilung
            Kommunikation des DIW Berlin
            (kundenservice@diw.de) zulässig.


      

   
OEBPS/image/62591.jpg
Britisch- 21
Kolumbien

7-36

Kaliforni

77N
r
AR
Brasilien
l’ \| ETS in Diskussion
\_ _/ oderin Vorbereitung

'~

Kohlenstoff-Steuer

ETS - Aktueller Preis

BN

ETS - Bisheriger bzw. erwarteter Preis

S‘ch\iqz

X 4

Sudafrika

ndinavien

Ukvame

73110

korea

A ’A Tokio
(%

nghai
aq

Shenzhen Cuangdong

77N
r
L9

'~

Indonesien

-15

I )
Neuse}aﬂd’






OEBPS/image/62553.jpg





OEBPS/image/63090.jpg
US Central Appalachian
coal spot price
25 e

50

Asian marker price

Y A A
2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012

US dollars per tonne

Erdgas

Japan

GroBbritannien Kanada

O T T TTTTTTT T T T T T T T T
2000 2003 2006 2009 2012 2015 2018





OEBPS/image/61294.jpg
Indien
Thailand
Philippinen
China

Marokko
Spamerr
Welt (Durchschnitt)
Brasilien
Italien
Osterreich
Tschechien
EU
Kanada
Deutschland
Frankreich
Agypten
Polen
GroBbritannien
USA





OEBPS/image/63049.jpg
Schweiz: 1 _
Singapu_ . =
Finnland | |
Deutschland | I _
s . =
Schweden | i : |
e —
Niederlande | | I
Japan | | |
GroBbritannien | | | ]
Norwegenj 1 ‘ _
Taiwan_| ] ]
Kanada | | =]
Dénemark | i ]
O'Sterreichdf 1 ‘ _
pelgien || .
Australien | | ]
Frankreich | 1 ]
Siidkorea | ] T
idand | | 1
Chlna" ' 1 m
F.stland: 1 ) -
Spanlen_; [} - |
Tschechien I L
Italien I I | i
n | | | |
0 1 2 3 4 5
Grundanforderungen
- darunter: Qualitat der Stromversorgung
Effizienz Verstarker

I 1nnovation

I corunter: Forschung und Entwicklung







OEBPS/image/63030.jpg
500

400

300

200

100

Niederlande

- " Australien sudkoyeaxﬂwm
O ungarn Tschechien
UsA Q Polen
I T I I T I I T 1
0,00 0,05 0,10 0,15 0,20 0,25 0,30 0,35 0,40

® EfUIs

Durchschnittliche Energieintensitat?





OEBPS/image/61261.jpg
Belgien
Déanemark
Deutschland
Frankreich
GroBbritannien
Irland
Tschechien
Australien
Japan
Kanada
Stidkorea

USA

0 6 12 18 24

B Gebsudesektor

Industriesektor

30 36





OEBPS/image/59290.jpg
Japan
Deutschland
China'

40 60 80 100

20

2000

B 2012






OEBPS/image/59278.jpg
0,30
0,25
0,20

0,15

0,10

005 ——————

000 — 717 T T T T T T T 1
2000 2002 2004 2006 2008 2010





OEBPS/image/61726.jpg
200004

2000-04

Ubrige 200004 || 1l )
Wt 200500 | |
|
0 5000 10 000
I solierung’ Beleuchtung

Windenergie | Speicher®
I sonnenenergie? [N Verkehr!

15 000

I Anderes





OEBPS/image/61277.jpg
Kalifornien
Spanien
Seattle
Niederlande
Austin
England und Wales
Irland
Dénemark
Deutschland
Osterreich
Indien
Schweden
China
Litauen
Finnland

[¢] 1 2 3 4

(obere Skala)

5
X Heiz/Kiihigradtage? [l Erreichter Stand





OEBPS/image/60083.jpg
Deutschland

Polen

EU-28

GroBbritannien

Italien

Spanien

Frankreich

Schweden






OEBPS/image/61903.jpg
110

GroBbritannien

100
90
80
70
60
50
40
30
20

10

01.01.2004 02.01.2006 04.01.2008 05.01.2010 07.01.2012 08.01.2014





OEBPS/image/61327.jpg
rr 17 17 1 17 17 17T T 1T T T T
2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012

I CO,Kosten (30 Euro je Tonne CO,)
I niindische fossile Brennstoffe
Importierte fossile Brennstoffe
e Kapitalkosten erneuerbarer Energien (5 Prozent Zinssatz)
e Kapitalkosten erneuerbarer Energien (10 Prozent Zinssatz)





OEBPS/image/interview-audio-logo.jpg





OEBPS/image/comment-image.jpg






OEBPS/image/59979.jpg
1990 2000 2010 2020 2030 2040 2050 2060 2070 2080 2090 2100





OEBPS/image/62657.jpg
33

USA

31 59
16,7
- .

2009 2010 2011 2012
Weltweit

75 4,38

7.4
911
]

Deutschland

02 07

19 4
22 * 93 1
Frankreich K P —
23

36 ’;Japan
07
— emBNEN ° ¢

Italien

Australien,

4





OEBPS/image/62644.jpg
1 24

-
1112 10 i ')eutschland

Frankreich
. 22 18

——
Spamen

USA

45

Il I

2009 2010 2011 2012
Weltweit

Indien





OEBPS/image/63068.jpg
Industriegase

I4e1s ‘ussioyoy

Anteil an der Bruttowertschopfung in Prozent

kompensationsliste

- Strom

Sektoren der Strompreis-

as

- Kohle

Energiekostenanteil iiber 6 Prozent
o]






OEBPS/image/interview-image.jpg





OEBPS/image/abo-cover.jpg





OEBPS/image/59214.jpg
USA

Japan

China
Frankreich
Niederlande
Norwegen
Deutschland
GroBbritannien

20 30 40 50

I Pugi

10

Hybride

ind
| Batterieelektrische Fahrzeuge






OEBPS/image/cover.jpg
DIW Wochenbericht

WIRTSCHAFT. POLITIK. WISSENSCHAFT. Seit 1928

N4 BERLIN

nd A

Bericht von

Energie- und Khmapohtlk Europa ist nicht allein

Interview mit K off

»Klimapolitik beeintrachtigt die europdische
Wettbewerbsfihigkeit nicht«

Am aktuellen Rand  Kommentar von Jirgen Schupp

Wer profitiert vom Mindestlohn?






OEBPS/image/62572.jpg
Kalifornien

Indien

2011

B zeifir2020





